
rechtlichen Verantwortlichkeit des Angeklagten bei der 
Findung der Strafe bewertet werden. Die vom Kreis­
gericht in erster Instanz erkannte Freiheitsstrafe würde 
unter Berücksichtigung aller für die Strafzumessung 
bedeutsamen Umstände den Prinzipien der sozialisti­
schen Gerechtigkeit entsprechen.
Das Bezirksgericht hat aber auch den Schadenersatz­
antrag der Witwe des vom Angeklagten Getöteten un­
richtigerweise als unzulässig abgewiesen. Es hat dazu 
— sich auf § 17 StPO stützend — ausgeführt, daß nur 
der durch die Straftat unmittelbar Geschädigte berech­
tigt sei, Schadenersatzansprüche im Strafverfahren gel­
tend zu machen.
Dies ist grundsätzlich richtig. Im Falle der Tötung des 
von der Straftat unmittelbar Betroffenen sind diesem 
jedoch die nach § 844 BGB zum Schadenersatz Berech­
tigten gleichgestellt. Dazu gehört im zivilrechtlichen 
Anschlußverfahren auch derjenige, dem die Verpflich­
tung obliegt, die Beerdigungskosten zu tragen, sowie 
derjenige, der vom Getöteten bisher kraft Gesetzes 
Unterhalt bezogen hat. Zu den Beerdigungskosten sind 
auch die Kosten für das Anschaffen von notwendiger 
Trauerkleidung zu zählen.
Da die in § 844 BGB genannten Personen als unmit­
telbar durch die Straftat Geschädigte i. S. der §§ 17, 
198 StPO zu betrachten sind, hätte das Bezirksgericht 
den Schadenersatzantrag der Witwe des Getöteten 
nicht als unzulässig abweisen dürfen.

A n m e r k u n g :
Im Kassationsverfahren konnte nicht mehr nachge­
prüft werden, warum der Angeklagte auf die Bemer­
kung des Geschädigten in der beschriebenen Weise 
reagierte. Zur Feststellung, ob das Verhalten des An­
geklagten evtl, als Rowdytum beurteilt werden müßte, 
wäre aber neben der Aufklärung persönlicher Um­
stände weiterhin die Frage zu prüfen gewesen, ob der 
Angeklagte die Bemerkung des Geschädigten verstan­
den hat und sich evtl, beleidigt fühlte oder ob er ein­
fach zuschlug, ohne den Sinn der Worte des Geschä­
digten verstanden zu haben. D. Red.

§§193, 195, 9, 167 StGB; §4 Abs. 4 VO über die plan­
mäßige Vorbereitung und Durchführung der kontinuier­
lichen Produktion der Bau- und Baumaterialienbetriebe 
im Winter vom 28. Oktober 1963 (GBl. II S. 733).
1. Ein Oberbauleiter bzw. Bauleiter begeht als Verant­
wortlicher für die Durchsetzung und Durchführung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes eine vorsätzliche 
Rechtspflichtverletzung, wenn er in Kenntnis der VO 
vom 28. Oktober 1963 eine Hochbaustelle nicht bis zum
1. November winterfest, d. h. winterbaubereit machen 
läßt.
Er begeht eine weitere — je nach den konkreten Um­
ständen vorsätzliche oder fahrlässige — Rechtspflicht­
verletzung, wenn er bei Eintritt von Frostwetter nach 
dem 1. November nicht unverzüglich anordnet, diese 
Baustelle winterfest zu machen.
2. Auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschut­
zes hat ein nachgeordneter Leiter in allen Fragen, die 
in seine Verantwortung fallen, Entscheidungen zu tref­
fen, soweit diese nicht bereits durch einen übergeord­
neten Leiter getroffen worden sind. Der Bauleiter kann 
sich nicht durch sein Unterstellungsverhältnis zum 
Oberbauleiter entlasten, weil er auf Grund seiner Tä­
tigkeit eine eigene Verantwortung zu realisieren hat 
(§ 9 StGB).
Der nachgeordnete Leiter hat nach sozialistischen Lei­
tungsprinzipien auch die Rechtspflicht, ihm übergeord­

nete Leiter auf fehlerhafte Entscheidungen hinzuweisen 
und Gegenvorstellungen zu erheben, soweit er nach sei­
nen Kenntnissen und Fähigkeiten in der Lage ist, die 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Entscheidung zu 
beurteilen.
3. Wer als Verantwortlicher für eine Baustelle Teile 
des Baues bewußt vom Projekt abweichend hersteilen 
läßt, verletzt vorsätzlich eine Rechtspflicht.
4. Wer als Verantwortlicher für eine Baustelle die er­
forderliche Kontrolle der Arbeiten bewußt unterläßt, 
begeht in bezug auf die nicht projektgemäße Herstel­
lung des Bauwerks eine fahrlässige Pflichtverletzung 
(§ 8 Abs. 1 StGB).
5. Ein Oberbauleiter bzw. Bauleiter ist auf Grund seiner 
verantwortlichen Stellung und seiner Kenntnisse ver­
pflichtet und in der Lage, sich die Ursachen für das 
„Schwimmen“ eines Mauerwerkteils bewußtzumachen 
bzw. sich über diese Klarheit zu verschaffen, wenn er 
weiß, daß dieser Mauerwerkteil bei ständigem Frost 
ohne entsprechende Winterfestmachung der Baustelle 
errichtet worden ist. Solche besonderen Umstände er­
fordern seine Kontrolle an Ort und Stelle oder den 
Einsatz von Spezialisten (z. B. TKO). Er darf sich in 
solchen Fällen nicht nur auf die Berichterstattung der 
ihm unterstellten Mitarbeiter stützen.
6. Der schwere Fall des § 193 Abs. 3 Ziff. 2 StGB setzt 
einen erhöhten Schuldgrad des Täters voraus. Beide 
Alternativen der Ziff. 2 erfordern das Vorliegen objek­
tiver und subjektiver tatbezogener Umstände, die über 
das Maß an Rücksichtslosigkeit oder Unsorgfältigkeit 
hinausgehen, das bis zu einem gewissen Grad in jeder 
schuldhaften Verletzung der Bestimmungen des Ge­
sundheits- und Arbeitsschutzes enthalten ist. Diese Um­
stände müssen das Verhalten des Täters als in beson­
ders hohem Maße verantwortungs- oder rücksichtslos 
kennzeichnen. Das ist besonders dann der Fall, wenn 
sich der Täter über elementare Bestimmungen zum 
Schutze von Leben und Gesundheit hinwegsetzt.
7. Noch im Bau befindliche Gebäude oder Maschinen 
sind nicht Produktionsmittel i. S. des § 167 Abs. 1 StGB, 
wohl aber — ebenso wie Halbfertigerzeugnisse und be­
stimmte Fertigerzeugnisse — Sachen, die wirtschaft­
lichen Zwecken dienen.
OG, Urt. vom 27. November 1969 - 2 Ust 21/69.

Das Bezirksgericht hat in seinem Urteil im wesent­
lichen folgende Feststellungen getroffen:
Der Angeklagte F. ist Ingenieur für Stahlbetonbau und 
Industrieofenbau. Seit März 1966 ist er Oberbauleiter 
für den Schomsteinbau beim VE Spezialbaukombinat 
M. Im Jahre 1968 erwarb er den Befähigungsnachweis 
für den Gesundheits- und Arbeitsschutz. Der Ange­
klagte war für sämtliche Schornsteinneubauten und 
-reparaturen des Betriebes verantwortlich; es unter­
standen ihm durchschnittlich 75 bis 85 Neubauten und 
etwa 250 Reparaturbaustellen im Jahre. Dem Angeklag­
ten oblag die Materialplanung, -bestellung und Reali­
sierung. Er hatte außerdem Schornsteinrevisionen 
durchzuführen und Leistungsverzeichnisse aufcustellen, 
die er teilweise selbst kalkulierte. Aus Zeitmangel war 
er nur dann auf den Baustellen, wenn es „brannte“ 
und wenn er um Hilfe ersucht wurde. In bezug auf die 
Mitangeklagten war der Angeklagte leitungsbefugt.
Der Angeklagte St. ist ausgebildeter Feuerungsmaurer 
und war am Laufe von zweieinhalb Jahren am Neu­
bau von zehn Schornsteinen sowie an Reparaturen be­
teiligt. Als Brigadier hat er am Bau von zwei Schorn­
steinen in Höhe von 60 Metern mitgewirkt. Im Jahre 
1963 und 1966 erwarb er den Befähigungsnachweis für 
den Gesundheits- und Arbeitsschutz. Von seinen Kennt­
nissen her war er in der Lage, entsprechend den Pro­
jektunterlagen die Errichtung eines Schornsteins anzu­
leiten.
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